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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 17 . September 1980
über die Annahme von Verpflichtungserklärungen , die die rumänischen Ausfüh­
rer im Rahmen des Antidumpingverfahrens betreffend bestimmte Rohre aus
Eisen oder Stahl mit Ursprung in Rumänien eingegangen sind, und über die Ein­

stellung dieses Verfahrens

(80/875/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3017/79 des
Rates vom 20. Dezember 1 979 über den Schutz gegen
gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehören­
den Ländern ('), insbesondere auf Artikel 10 ,

nach Anhörung der Stellungnahme des in dieser Ver­
ordnung vorgesehenen Beratenden Ausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Kommission hat einen Antrag auf Verfahrensein­
leitung erhalten , der vom Verbindungsausschuß der
Stahlröhrenindustrie in der Europäischen Gemein­
schaft im Namen des größten Teils der Hersteller von
geschweißten Gewinderohren der Gemeinschaft ge­
stellt wurde . Dieser Antrag enthielt Beweise über das
Vorliegen von Dumpingpraktiken bei gleichartigen
Waren mit Ursprung in Rumänien sowie einer da­
durch verursachten bedeutenden Schädigung.

Diese Beweise reichten aus, um die Einleitung einer
Untersuchung zu rechtfertigen .

Daraufhin gab die Kommission durch Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf­

ten (2) die Einleitung einer Untersuchung hinsichtlich
der Einfuhren dieser Erzeugnisse mit Ursprung in
Rumänien bekannt und leitete die Untersuchung auf
Gemeinschaftsebene ein .

Die Kommission hat die bekanntermaßen betroffenen
Ausführer und Einführer offiziell davon unterrichtet .

Die Kommission hat den unmittelbar betroffenen Par­
teien Gelegenheit gegeben, ihren Standpunkt schrift­
lich darzulegen sowie ihn mündlich vorzubringen und
zusammenzutreffen , damit widersprechende Ansich­
ten und Gegenargumente vorgebracht werden konn­
ten .

Die meisten Parteien haben diese Gelegenheit wahrge­
nommen .

Zum Zweck einer ersten Ermittlung der Dumping­
spanne und der Schädigung hat die Kommission Kon­
trollen an Ort und Stelle bei denjenigen Einführern
vorgenommen, die einer Mitwirkung bei der Untersu­
chung zugestimmt hatten . Die Kommission hat eben­
falls Kontrollen an Ort und Stelle bei den wichtigsten
betroffenen Herstellern der Gemeinschaft vorgenom­
men, nämlich bei Mannesmann Röhrenwerke (Düssel­
dorf) und Neunkirchener Eisenwerk AG (Homburg).

Um das Vorliegen eines Dumpings hinsichtlich der
obengenannten Einfuhren festzustellen , mußte die
Kommission der Tatsache Rechnung tragen , daß Ru­
mänien ein Land ohne Marktwirtschaft ist .

(>) ABl . Nr . L 339 vom 31 . 12. 1979, S. 1 . (2 ) ABl . Nr. C 21 vom 24. 1 . 1979, S. 2 .
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Deshalb mußte die Kommission bei ihren Berechnun­
gen vom Normalwert in einem Land mit Marktwirt­
schaft ausgehen . In dem Antrag wurde diesbezüglich
auf den österreichischen Inlandsmarkt verwiesen .

Ein Vergleich mit den Preisen der betreffenden Er­
zeugnisse auf dem österreichischen Inlandsmarkt er­
scheint zumindest für die erste Feststellung des Dum­
pings vertretbar, weil die Herstellungsverfahren und
technischen Normen gleich sind und die Kontrolle
der in Österreich für die betreffenden Rohre praktizier­
ten Preise sowie die Tatsache eines erheblichen Ein­
fuhrvolumens ein vergleichbares Preisniveau gewährlei­
sten dürfte .

Zur ersten Feststellung des Dumping wurden nach
einer Untersuchung bei dem wichtigsten österreichi­
schen Hersteller Voest-Alpine (Wien) die mittleren
österreichischen Preise auf der Stufe „ab Werk" für die
von Oktober 1978 bis Juni 1979 getätigten Verkäufe
mit den rumänischen Preisen bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft während des gleichen Zeitraums vergli­
chen . Die die Vergleichbarkeit der Preise beeinflussen­
den Unterschiede wurden gebührend berücksichtigt,
d . h . von den österreichischen Listenpreisen wurden
die maximal erhältlichen Mengenrabatte, die vom
österreichischen Hersteller zu tragenden Vertriebsko­
sten und der für Barzahlung gewährte höchste Rabatt
in Abzug gebracht .

Diese erste Sachaufklärung hat ergeben, daß für die
untersuchten Einfuhren ein Dumping vorliegt, dessen
Spanne dem Betrag entspricht, um den der vorste­
hend festgestellte Normalwert über dem Preis bei der
Ausfuhr nach der Gemeinschaft liegt. Diese Spanne
beträgt rund 20 % bei einer der gängigsten Röhren­
arten .

Hinsichtlich der dem betroffenen Wirtschaftszweig
verursachten Schädigung ergibt sich aus den der Kom­
mission vorliegenden Unterlagen , daß die Einfuhren
dieser Erzeugnisse mit Ursprung in Rumänien in die
Gemeinschaft von rund 22 409 Tonnen im Jahr 1976
auf 25 583 Tonnen im Jahr 1978 und auf 18 529 Ton­
nen im ersten Halbjahr 1979 gestiegen sind.

Soweit Angaben zur Verfügung stehen , deuten sie
darauf hin , daß die Einfuhren dieser Rohre aus Rumä­
nien 1979 einen Marktanteil von rund 13 % auf dem
Markt der Bundesrepublik Deutschland, dem von die­
sen Einfuhren am meisten betroffenen Markt, erreicht
haben .

Die Unterbietungen der Wiederverkaufspreise in der
Gemeinschaft bewegen sich bei den Rohren mit Ur­
sprung in Rumänien , verglichen mit den Preisen
gleichartiger, von den Erzeugern der Gemeinschaft
des am meisten betroffenen Marktes hergestellter Er­
zeugnisse, auf der Grundlage der der Kommission vor­
liegenden Angaben, zwischen 12 und 16% .

Die Auswirkungen auf den betreffenden Industrie­
zweig dieses Marktes der Gemeinschaft äußern sich in

rückläufigen Preisen der Hersteller in der Gemein­
schaft, mit denen sich gegenwärtig die Herstellungsko­
sten nicht decken lassen .

Die Kommission hat geprüft, ob eine Schädigung auf­
grund anderer Faktoren, die sich auf die Lage dieses
Industriezweigs in der Gemeinschaft negativ auswir­
ken konnten , vorliegt. Dabei wurden Umfang und
Preis anderer Einfuhren des betreffenden Erzeugnis­
ses, vor allem mit Ursprung in Spanien, untersucht.
Bei den mit den betreffenden spanischen Wirtschafts­
kreisen geführten Beratungen hat sich ergeben, daß
diese Einfuhren zu Preisen erfolgen werden , die die­
sem Industriezweig der Gemeinschaft keine Schädi­
gung zufügen .

Die Kommission hat andere Faktoren, vor allem die
stagnierende Nachfrage, in Betracht gezogen und ist
zu der Ansicht gelangt, daß deren nachteilige Folgen
nicht den betreffenden Einfuhren angelastet werden
können.

Diese erste Sachaufklärung zeigt, daß ein Dumping
sowie ausreichende Beweise für eine dadurch hervorge­
rufene Schädigung vorliegen .

Der betroffene Ausführer, d . h . die Ausfuhrorganisa­
tion Rumäniens (Metalimportexport, Bukarest), hat
Verpflichtungserklärungen angeboten, nachdem ihm
die hauptsächlichen Ergebnisse dieser ersten Untersu­
chung mitgeteilt worden waren und er seine Bemer­
kungen dazu vorgebracht hatte .

Diese Verpflichtungen bestehen aus der Anhebung
der Einfuhrpreise in die Gemeinschaft.

Die Kommission hat vorläufig festgestellt, daß die Ein­
haltung dieser Verpflichtung eine geeignete Maß­
nahme zur Neutralisierung der schädigenden Auswir­
kungen der betreffenden Einfuhren darstellt und daß
es zur Zeit nicht erforderlich ist, Schutzmaßnahmen
hinsichtlich der Einfuhren aus Rumänien zu treffen .

Es obliegt der Kommission, über die strikte Einhal­
tung dieser Verpflichtungen zu wachen, insbesondere
indem sie in regelmäßigen Abständen die notwendi­
gen Kontrollen und Uberprüfungen vornimmt.

Die Annahme dieser Verpflichtungserklärungen kann
Gegenstand einer erneuten Prüfung werden , wenn die
Kommission dies aufgrund der ihr vorliegenden Anga­
ben für notwendig erachtet . Insbesondere wenn diese
Verpflichtungen nicht entsprechend auf den Markt
der Gemeinschaft rückwirken, die von den Herstellern
der Gemeinschaft erlittene Schädigung also nicht be­
seitigen , könnte vorgeschlagen werden, sie zu ändern
oder zu kündigen .

Unter diesen Umständen sind die angebotenen Ver­
pflichtungserklärungen annehmbar, und das Verfah­
ren kann ohne Festsetzung eines Antidumpingzolls
eingestellt werden —
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Artikel 2

Das Antidumpingverfahren hinsichtlich der Einfuhr
der in Artikel 1 bezeichneten Erzeugnisse wird einge­
stellt .

Brüssel , den 17. September 1980

BESCHLIESST :

Artikel 1

Die Kommission nimmt die Verpflichtungserklärun­
gen an, die die Ausfuhrorganisation Rumäniens (Metal­
importexport, Bukarest) im Rahmen des Antidumping­
verfahrens hinsichtlich der Einfuhr von
geschweißten Gewinderohren mit einem äußeren
Durchmesser von mehr als 168,3 mm bis einschließ­
lich 406,4 mm (NIMEXE-Kennziffern ex 73.18-62, 64
und 82, Tarifstelle ex 73.18 C des Gemeinsamen Zoll­
tarifs) mit Ursprung in Rumänien eingegangen ist.

Für die Kommission

Wilhelm HAFERKAMP

Vizepräsident


